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Urschrift 
 

Sitzungsbuch der Gemeinde Pähl 
 
 

Sitzungsniederschrift 
 

über die öffentliche Sitzung 
im Sitzungssaal des Rathauses Pähl 

 
 

am 15.03.2018 
 

I. Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil: 
 
1. Genehmigung des letzten Protokolls (öffentlich)  
2. Erschließungsbeitragsrecht - Bildung einer Erschließungseinheit Tassilostraße  
3. Vollzug der Baugesetze - Antrag auf Verlängerung der Baugenehmigung gemäß Art. 

68 Abs. 1 i.V.m. Art. 69 Abs. 2 ByBO; Neubau eines Einfamilienhauses mit Einlieger-
wohnung (Fl.Nr. 580/3, Gemarkung Fischen)  

4. Vollzug der Baugesetze - Antrag auf Verlängerung des Vorbescheides gemäß Art. 68 
Abs. 1 i.V.m. Art. 69 Abs. 2 ByBO; Errichtung eines Einfamilienhausesmit Garage 
(Fl.Nr. 684/8, Gemarkung Fischen)  

5. Vollzug der Baugesetze - Antrag auf zeitlich befristete Baugenehmigung für Raumzel-
lengebäude FlurNr. 615 Pähl  

6. Vollzug der Baugesetze - 4. Änderung des FlNPlanes (Kompostieranlage); Abwägung 
der Stellungnahmen §§ 3 und 4 Abs. 2 BauGB und Feststellungsbeschluss  

7. Vollzug der Baugesetze - Bebauungsplan Kompostieranlage; Abwägung der Stellung-
nahmen §§ 3 und 4 Abs. 2 BauGB  

8. Vollzug der Baugesetze - 5. Änderung des FlNPlanes; Abwägung der Stellungnahmen 
§§ 3 und 4 Abs. 1 BauGB  

9. Vollzug der Baugesetze - Bebauungsplan "Gut Kerschlach" ; Abwägung der Stellung-
nahmen §§ 3 und 4 Abs. 1 BauGB  

10. Bekanntgaben, Anträge, Verschiedenes  
 
 
  
 

II. Feststellung der Beschlussfähigkeit: 
 

ANWESEND 
 
Name Bemerkung  
 
Vorsitzender 
Werner Grünbauer  
 
Mitglieder  
Alexander Zink  
Thomas Baierl  
Daniel Bittscheidt  
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Wolfgang Czerwenka  
Richard Graf  
Daniel Greinwald  
Günther Hain  
Ursula Herz  
Claudia Klafs  
Helmut Mayr  
Gerhard Müller  
Stephan Schlierf  
Kaspar Spiel  
  
Abwesend (entschuldigt)  
Robert Kergl  
 
 
 
 
Der Gemeinderat ist somit beschlussfähig, da sämtliche Mitglieder geladen sind, die 
Mehrheit anwesend und stimmberechtigt ist (Art. 47 Abs. 1 GO). 
                                                                                                                            
Die Ladung war ordnungsgemäß entsprechend der Geschäftsordnung am 09.03.2018 mittels 
schriftlicher Ladung durch den 1. Bürgermeister Werner Grünbauer erfolgt. 
  

 
III: Öffentliche Bekanntgabe der Sitzung (Art. 52 GO): 

 
Zeitpunkt und Ort der Sitzung wurden unter Angabe der Tagesordnung am 09.03.2018 ortsüb-
lich durch Anschlag an den Anschlagtafeln bekannt gemacht.   
 

Die Sitzung wurde um 19:30 Uhr eröffnet und um 20:30 Uhr beendet. 
 
 
Der Vorsitzende:                                                       Der Schriftführer: 
 
 
Werner Grünbauer Christiane Singer 
1. Bürgermeister 
 
Genehmigt durch den Gemeinderat in der Sitzung vom 05.04.2018. 
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Begrüßung 
 
Die Ladung war ordnungsgemäß entsprechend der Geschäftsordnung am 09.03.2018 mittels 
schriftlicher Ladung und Aushang durch den 1. Bürgermeister Werner Grünbauer erfolgt. 
 
Der Vorsitzende stellte fest, dass der Gemeinderat somit nach Art. 47 Abs. 2, 3 GO beschluss-
fähig ist und eröffnet die Sitzung.  
 
 
Öffentlicher Teil: 
 
1. Genehmigung des letzten Protokolls (öffentlich) 
 
Sachverhalt: 
Genehmigung des Protokolls (öffentlicher Teil) vom 22.02.2018.  
 
 
2. Erschließungsbeitragsrecht - Bildung einer Erschließungseinheit 

Tassilostraße 
 
Sachverhalt: 
Vor der endgültigen Abrechnung der Erschließungsbeiträge Tassilostraße soll eine Erschlie-
ßungseinheit gebildet werden. 
 
Nach § 131 Abs. 1 Satz 1 BauGB ist der ermittelte beitragsfähige Erschließungsaufwand für ei-
ne Erschließungsanlage auf die anliegenden Grundstücke zu verteilen (Grundsatz). 
 
Gemäß § 130 Abs. 2 Satz 3 BauGB kann die Gemeinde für mehrere Erschließungsanlagen, die 
für die Erschließung der Grundstücke eine Einheit bilden, den Erschließungsaufwand insge-
samt ermitteln. Durch die Bildung der Erschließungseinheit werden Anlieger einer regelmäßig 
weniger aufwändig hergestellten und dadurch kostengünstigeren Anlage ("Nebenstraße"; hier 
Ringstraße) am Aufwand für die regelmäßig aufwändiger hergestellten und deshalb teureren 
Anlage ("Hauptstraße") beteiligt. 
 
Die Bildung einer Erschließungseinheit setzt voraus, dass ein Straßensystem gegeben ist, des-
sen einzelne Straßen in einem besonderen funktionalen Zusammenhang stehen und dadurch 
voneinander abhängig sind. Die Verkehrsanlagen müssen mit Entstehen der Beitragsschuld 
(nach Fertigstellung der erstmaligen Herstellung) gemeinsam abgerechnet werden.  
 
Bei der neugeschaffenen "Ringstraße" handelt es sich um eine selbständige Verkehrsanlage, 
die ausschließlich über die Hauptstraße der Tassilostraße zu erreichen ist. Es besteht somit ein 
funktionelles Abhängigkeitsverhältnis. Der Straßenausbau hat gleichzeitig stattgefunden, die 
endgültige Abrechnung erfolgt ebenfalls gleichzeitig; die Abrechnung des Vorausleistungs-
bescheides ist bereits wie nach Bildung einer Erschließungseinheit erfolgt. 
 
Die Aufwandsermittlung muss grundsätzlich zunächst gesondert für die Hauptstraße sowie den 
Ring erfolgen. Nach Rücksprache mit Ingenieur Demmel sind die Kosten für die Ringstraße in 
jedem Fall geringer als für die Hauptstraße , da hier der Ausbau weniger aufwändig als auf der 
Hauptstraße erfolgt ist (z.B. kein Gehweg). Die Anlieger der Hauptstraße dürfen durch die Bil-
dung der Erschließungseinheit kostenmäßig nicht höher belastet werden, als ohne. Hierfür ist 
eine Vergleichsberechnung erforderlich. 
 
Da die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist (Grunderwerb für Fl.Nr. 55/4 ist noch nicht ab-
geschlossen; d.h. die Merkmale der endgültigen Herstellung sind noch nicht abschließend vor-
handen. Lt. § 9 Abs. 4 der Erschließungsbeitragssatzung ist der Eigentumserwerb Merkmal der 
endgültigen Herstellung), ist die Bildung der Erschließungseinheit zum jetztigen Zeitpunkt zu-
lässig. 
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Kostenvergleich Ring und Hauptstraße (ohne Kosten für Vermessung, Grunderwerb, Notar etc. 
da teilweise nicht eindeutig zuordenbar)  
 
Herstellung Hauptstraße 
 
Straßenausbau + Entwässerungskanal    210.176,33 € 
Beleuchtung          16.079,05 € 
Nebenkosten          27.279,65 € 
Gesamtkosten       253.535,03 € 
 
Herstellung Ring 
 
Straßenrohbau (BA I)       15.042,67 € 
Entwässerungskanal       20.359,86 € 
Straußenausbau (Anteil) und Entwässerungskanal (Anteil)  22.241,81 € 
Beleuchtung          3.380,09 € 
Nebenkosten          7.481,90 € 
Gesamtkosten       68.506,33 € 
 
 
Kosten Hauptstraße und Ring gesamt: 
 
Abrechnungsgebiet gesamt: 22.821 m² 
 
Kosten bei Bildung Erschließungseinheit:  
253.535,03 € + 68.506,33 €= 322.041,36 € 
abzüglich Gemeindeanteil 10 % (32.204,14 €) = 289.837,22 € 
 
289.837,22 € / 22.821 m² = 12,70 €/m² 
 
Kosten Hauptstraße (für Anlieger Hauptstraße): 
 
Abrechnungsgebiet: 16.113 m² 
Kosten ohne Erschließungseinheit:  
253.535,03 € abzüglich Gemeindeanteil 10 % (25.353,50 €) = 228.181,53 € 
 
228.181,53 € / 16.113 m² = 14,16 €/m² 
 
Ohne Bildung der Erschließungseinheit wären die Anlieger der Hauptstraße (für die Kosten des 
Straßenbaus) mit 14,16 €/m² belastet, mit Bildung der Erschließungseinheit mit 12,70 €. Durch 
die Bildung der Erschließungseinheit entsteht den Anliegern der Hauptstraße somit kein Nach-
teil, weshalb diese gebildet werden kann.  
 
Die Kosten für Vermessung, Grunderwerb, Notarkosten etc. sind nicht eindeutig zuordenbar, 
weshalb diese bei der o.g. Berechnung nicht berücksichtigt werden. Da der Grunderwerb 
hauptsächlich im Bereich der Hauptstraße erfolgt ist, sind die Anlieger der Hauptstraße durch 
eine Nichteinbeziehung der Kosten nicht benachteiligt. 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt die "Hauptstraße" sowie die "Ringstraße" der Tassilostraße zu ei-
ner gemeinsamen Erschließungseinheit zusammenzulegen.  
 

Abstimmung 
 14 : 0 
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3. Vollzug der Baugesetze - Antrag auf Verlängerung der Baugenehmigung 
gemäß Art. 68 Abs. 1 i.V.m. Art. 69 Abs. 2 ByBO; Neubau eines Einfamili-
enhauses mit Einliegerwohnung (Fl.Nr. 580/3, Gemarkung Fischen) 

 
Sachverhalt: 
Die Baugenehmigung für das Bauvorhaben "Neubau eines Einfamilienhauses mit Einlieger-
wohnung" (Fl.Nr. 580/3, Gemarkung Fischen, Erlinger Straße 24) - erstmals erteilt am 
05.03.2006 - wurde zuletzt bis 15.02.2018 verlängert.  
 
Mit Schreiben vom 12.02.2018 beantragt der Antragsteller form- und fristgerecht die Verlänge-
rung der Baugenehmigung um weitere zwei Jahre. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat stimmt der Verlängerung der Baugenehmigung für das Bauvorhaben "Neubau 
eines Einfamilienhauses mit Einliegerwohnung" (Fl.Nr. 580/3, Gemarkung Fischen) gemäß Art. 
68 Abs. 1 i.V.m. Art. 69 Abs. 2 Satz 2 BayBO zu. 
 

Abstimmung 
 14 : 0 

 
4. Vollzug der Baugesetze - Antrag auf Verlängerung des Vorbescheides ge-

mäß Art. 68 Abs. 1 i.V.m. Art. 69 Abs. 2 ByBO; Errichtung eines 
Einfamilienhausesmit Garage (Fl.Nr. 684/8, Gemarkung Fischen) 

 
Sachverhalt: 
Die Genehmigung des Vorbescheides für das Bauvorhaben "Errichtung eines Einfamilienhau-
ses mit Garage" (Fl.Nr. 684/8, Gemarkung Fischen, Wettersteinstr. 23) wurde am erteilt.  
 
Mit Schreiben vom 18.02.2018 beantragt der Antragsteller form- und fristgerecht die Verlänge-
rung der Genehmigung des Vorbescheides um weitere zwei Jahre. 
 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat stimmt der Verlängerung der Baugenehmigung für das Bauvorhaben "Errich-
tung eines Einfamilienhauses mit Garage" (Fl.Nr. 684/8 , Gemarkung Fischen) gemäß Art. 68 
Abs. 1 i.V.m. Art. 69 Abs. 2 Satz 2 BayBO zu. 
 

Abstimmung 
 14 : 0 

 
5. Vollzug der Baugesetze - Antrag auf zeitlich befristete Baugenehmigung 

für Raumzellengebäude FlurNr. 615 Pähl 
 
Sachverhalt: 
Der Antragsteller benötigt bis zur Fertigstellung der  Produktionsstätte im neuen Gewerbegebiet 
Raumkapazitäten neben der jetzigen Produktionsstätte. Geplant ist die zeitlich befristete 
Errichtung einer Containeranlage.  
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat stimmt eine zeitlich befristeten Errichtung der Containeranlage bis zur Fertig-
stellung der neuen Produktionsstätte im neuen Gewerbegebiet, längstens bis zum 31.12.2020 
zu. 
 

Abstimmung 
 13 : 0 

GR Baierl ist wegen Art. 49 GO von Beratung und Abstimmung ausgeschlossen 
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6. Vollzug der Baugesetze - 4. Änderung des FlNPlanes (Kompostieranlage); 

Abwägung der Stellungnahmen §§ 3 und 4 Abs. 2 BauGB und Feststel-
lungsbeschluss 

 
Sachverhalt: 
4. Änderung Flächennutzungsplan für Sondergebiet „Kompostieranlage“, Fl.Nrn. 1291 und 
1290, Gmkg. Pähl; 
- Beschlussvorschläge im Verfahren §§ 3(2) und 4(2) BauGB aus städtebaulicher Sicht 
 
1. Ohne Stellungnahmen 
-  
 
2. Ohne Einwände 
- Regierung von Oberbayern, Gewerbeaufsichtsamt, H. Jurkschat, Schr. v. 16.01.2018 
- Tourismusverband Pfaffenwinkel, Schongau, H. Schmid, Schr. v. 23.02.2018 
- Bistum Augsburg, Fr. Gaugler, Schr. v. 23.01.2018 
- Landratsamt Weilheim-Schongau, H. Myrtek, Schr. v. 22.02.2018 
- Amt für Ländliche Entwicklung Oberbayern, H. Michalke, Schr. v. 22.01.2018 
- Vodafone Kabel Deutschland GmbH, Mail v. 15.02.2018 
- Bayer. Landesamt für Umweltschutz, Augsburg, H. Scherm, Schr. v. 30.01.2018 
- Staatliches Bauamt Weilheim, H. Dondl, Schr. v. 08.02.2018 
- Handwerkskammer für München und Oberbayern, Fr. Hößl, Schr. v. 08.02.2018 
- Gemeinde Andechs, Fr. Pänzinger, Schr. v. 21.02.2018 
- Markt Diessen am Ammersee, 2. Bgm. Fastl, Schr. v. 23.01.2018 
- Gemeinde Herrsching am Ammersee, Schr. v. 15.01.2018  
- Gemeinde Raisting, H. Bgm. Höck, Schr. v. 02.02.2018 
- Gemeinde Tutzing, 2. Bgmin Dörrenberg / Fr. Höltke, Schr. v. 23.01.2018  
- Gemeinde Wielenbach, H. Buchberger, Schr. v. 31.01.2018 
 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
3.   Bedenken und Anregungen 
3.1  Regierung von Oberbayern, Höhere Landesplanungsbehörde, München, H. Kol-

beck, Schr. v. 23.01.2018  
Planungsverband Region Oberland, Bad Tölz, Fr. Holzinger, Schr. vom 20.02.2018 
 

Stellungnahme im Wortlaut: 
„Die Regierung von Oberbayern als höhere Landesplanungsbehörde hat zu diesem Vor-
haben bereits mit Schreiben vom 22.08.2017 Stellung genommen, auf diese Stellungnah-
me dürfen wir verweisen. 
Im Ergebnis waren wir zu der Einschätzung gelangt, dass die Planung vorbehaltlich der 
Zustimmung des Wasserwirtschaftsamtes und der unteren Naturschutzbehörde den Erfor-
dernissen der Raumordnung nicht grundsätzlich entgegensteht. 
Der Abstimmung mit diesen Behörden kommt wegen der Lage in einem wassersensiblen 
Bereich und wegen der unmittelbar benachbarten bzw. sich mit dem Planungsgebiet teil-
weise deckenden Schutzgebiete ( SPA Gebiet Ammersee; FFH Gebiet „Ammer vom Alpen-
rand bis zum NSG „Vogelfreistätte Ammersee- Südufer") besondere Bedeutung zu. 
Eine weitere Voraussetzung für eine positive Bewertung des Vorhabens ist, dass der zu-
sätzliche Verkauf von Kieswerkprodukten und die Annahme von Bauschutt und Aushubma-
terial stets der baulichen Nutzung als Kompostieranlage und Grüngutannahmestelle nach-
geordnet bleiben. 
Diese Vorgabe sowie diverse wasserwirtschaftliche Hinweise wurden über entsprechende 
Festsetzungen im Bebauungsplan inzwischen umgesetzt. 
 
Bewertung 
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Die Planung ist, bei weiterer enger Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde und 
dem Wasserwirtschaftsamt Weilheim, auch in der Fassung vom 01.12.2017 mit den Erfor-
dernissen der Raumordnung vereinbar.“ 
 
Beschlussvorschlag: 
Zu Planung: 
Die Hinweise zur Planung werden zur Kenntnis genommen. Die Forderung, dass der zusätzli-
che Verkauf von Kieswerkprodukten und die Annahme von Bauschutt und Aushubmaterial stets 
der baulichen Nutzung als Kompostieranlage und Grüngutannahmestelle nachgeordnet bleiben 
muss, kann im Rahmen der erforderlichen Baugenehmigung  durch das LRA Weilheim-
Schongau umgesetzt werden. 
 
Zu Beurteilung: 
Der Hinweis, dass die Planung bei weiterer enger Abstimmung mit der unteren Naturschutzbe-
hörde und dem Wasserwirtschaftsamt Weilheim, auch in der Fassung vom 01.12.2017 mit den 
Erfordernissen der Raumordnung vereinbar ist, wird begrüßt. 
 
 
3.2 Wasserwirtschaftsamt Weilheim, H. Müller, Schr. v. 23.02.2018 
 
Stellungnahme im Wortlaut: 
„Wir haben zu o.g. Bebauungsplan bereits mit Schreiben vom 28.09.17 Stellung genom-
men. Diese halten wir dem Grunde nach aufrecht. Folgende Anmerkungen sind aber noch 
angezeigt: 
Die Festsetzungen zur Lagerung von Materialien werden aus wasserwirtschaftlicher Sicht 
begrüßt. 
Im Planteil zum Bebauungsplan ist immer noch die Rede von „Versickerungsflächen". Wie 
bereits in unser Stellungnahme vom 28.09.2017 erläutert, ist davon auszugehen, dass eine 
Versickerung nicht möglich ist. Dies soll nach Rücksprache mit dem Planer auch im Was-
serrechtsantrag angepasst werden. In den Begründungstext wurden z.T. gesamte Passa-
gen aus unserer Stellungnahme aufgenommen. Inwieweit die Aufnahme dieser Passagen 
für den Bebauungsplan sinnvoll sind, sollte nochmal geprüft werden. Z.B. erscheint dies bei 
den Hinweisen dazu, dass die Gemeinde für die gesicherte Erschließung verantwortlich ist, 
fraglich.“ 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie werden beim Bebauungsplan abschließend 
behandelt. 
 
 
3.3  Deutsche Telekom GmbH, Kempten, Fr. Haupt, Schr. v. 12.01.2018 
 
Stellungnahme im Wortlaut: 
„Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin 
und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik 
GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahr-
zunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend  die 
erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stel-
lung: 
Im Planungsbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen der Deutschen Telekom. 
Deren Bestand und Betrieb müssen weiterhin gewährleistet bleiben. Sollten diese Anlagen 
von den Baumaßnahmen berührt werden, müssen diese gesichert, verändert oder verlegt 
werden, wobei die Aufwendungen der Telekom hierbei so gering wie möglich zu halten 
sind. 
Falls im Planungsbereich Verkehrswege, in denen sich Telekommunikationsanlagen der 
Deutschen Telekom befinden, entwidmet werden, bitten wir gesondert mit uns in Verbin-
dung zu treten. 
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Sollten Sie im Rahmen dieses Verfahrens Lagepläne unserer Telekommunikationsanlagen 
benötigen, können diese angefordert werden bei: 
E-Mail:  Planauskunft.Sued@telekom.de  
Fax: +49 391 580213737 
Telefon:    +49 251 788777701 
Die Verlegung neuer Telekommunikationslinien zur Versorgung des Planbereichs mit Tele-
kommunikationsinfrastruktur im und außerhalb  des Plangebiets bleibt einer Prüfung vorbehal-
ten. 
Damit eine koordinierte Erschließung des Gebietes erfolgen kann, sind wir auf Informationen 
über den Ablauf aller Maßnahmen angewiesen. Bitte setzen Sie sich deshalb so früh wie mög-
lich, jedoch mindestens 4 Monate vor Baubeginn, in Verbindung mit: · 
Deutsche Telekom Technik GmbH Technik Niederlassung Süd, PTI 23 Gablinger Straße 2 
D-86368 Gersthofen 
Diese Adresse bitten wir auch für Anschreiben bezüglich Einladungen zu Spartenterminen zu 
verwenden. 
Diese Stellungnahme gilt sinngemäß auch für die 4. Änderung des Flächennutzungsplanes.“ 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und fließen noch in die Begründung zur 4. FNP-
Änderung ein. 
 
3.4  Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Weilheim i.OB mit Landwirt-
schaftsschule, H. Schäfer, Schr. v. 22.01.2018  
 
Stellungnahme im Wortlaut: 
„Die landwirtschaftliche Nutzung der angrenzenden Flächen darf durch diese Bauleitplanung 
nicht beeinträchtigt werden. Ortsübliche landwirtschaftliche Emissionen sind von den Anwoh-
nern zu dulden. Die Entwicklung landwirtschaftlicher Betriebe, die nahe zum Planungsgebiet 
liegen, darf nicht eingeschränkt werden.“ 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im parallel aufzustellenden Bebauungsplan be-
rücksichtigt. 
 
3.5  Bayernwerk, Netzcenter Penzberg, Schr. v. 28.02.2018  
 
Stellungnahme im Wortlaut: 
„In dem von Ihnen überplanten Bereich befinden sich Versorgungseinrichtungen der Bayern-
werk Netz GmbH. 
Gegen das Planungsvorhaben bestehen keine grundsätzlichen Einwendungen, wenn dadurch 
der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb unserer Anlagen nicht beeinträchtigt werden. 
Wir bedanken uns für die Beteiligung am Verfahren wird stehen Ihnen für Rückfragen jederzeit  
gerne zur Verfügung.“ 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 
 
4.  Anregungen aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
Aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung liegen keine Anregungen vor. 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich.  
 
Beschluss: 
Feststellungsbeschluss gem. § 5 BauGB.  
 
 Der Gemeinderat stellt den Entwurf der 4. Flächennutzungsplanänderung jeweils in der 

Fassung vom 12.07.2017, geändert am 01.12.2017, und die Begründung mit Umweltbericht 
fest. 
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 Die Verwaltung wird beauftragt, die Genehmigungsvorlage beim Landratsamt Weilheim-
Schongau gem. § 6 BauGB durchzuführen.  

 Die Träger öffentlicher Belange und die berührten Bürger sind von den Ergebnissen  des 
Verfahrens § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB zu informieren.  

 Nach Genehmigung ist der Bekanntmachung die zusammenfassende Erklärung, einschließ-
lich der sonst üblichen Hinweise, anzufügen. 

 
Abstimmung 

 14 : 0 
 
7. Vollzug der Baugesetze - Bebauungsplan Kompostieranlage; Abwägung 

der Stellungnahmen §§ 3 und 4 Abs. 2 BauGB 
 
Sachverhalt: 
Neuaufstellung Bebauungsplan „Kompostieranlage an der Raistinger Straße“; 
- Beschlussvorschläge im Verfahren §§ 3(2) und 4(2) BauGB 
 
1. Ohne Stellungnahmen 
-  
 
2. Ohne Einwände 
- Regierung von Oberbayern, Gewerbeaufsichtsamt, H. Jurkschat, Schr. v. 16.01.2018 
- Tourismusverband Pfaffenwinkel, Schongau, H. Schmid, Schr. v. 23.02.2018 
- Bistum Augsburg, Fr. Gaugler, Schr. v. 23.01.2018 
- Landratsamt Weilheim-Schongau, H. Myrtek, Schr. v. 22.02.2018 
- Amt für Ländliche Entwicklung Oberbayern, H. Michalke, Schr. v. 22.01.2018 
- Vodafone Kabel Deutschland GmbH, Mail v. 15.02.2018 
- Bayer. Landesamt für Umweltschutz, Augsburg, H. Scherm, Schr. v. 30.01.2018 
- Handwerkskammer für München und Oberbayern, Fr. Hößl, Schr. v. 08.02.2018 
 
- Gemeinde Andechs, Fr. Pänzinger, Schr. v. 21.02.2018 
- Markt Diessen am Ammersee, 2. Bgm. Fastl, Schr. v. 23.01.2018 
- Gemeinde Herrsching am Ammersee, Schr. v. 15.01.2018  
- Gemeinde Raisting, H. Bgm. Höck, Schr. v. 02.02.2018 
- Gemeinde Tutzing, 2. Bgmin Dörrenberg / Fr. Höltke, Schr. v. 23.01.2018  
- Gemeinde Wielenbach, H. Buchberger, Schr. v. 31.01.2018 
 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
3.   Bedenken und Anregungen 
 
3.   Bedenken und Anregungen 
3.1  Regierung von Oberbayern, Höhere Landesplanungsbehörde, München, H. Kol-

beck, Schr. v. 23.01.2018  
Planungsverband Region Oberland, Bad Tölz, Fr. Holzinger, Schr. vom 20.02.2018 
 

Stellungnahme im Wortlaut: 
„Die Regierung von Oberbayern als höhere Landesplanungsbehörde hat zu diesem Vor-
haben bereits mit Schreiben vom 22.08.2017 Stellung genommen, auf diese Stellungnah-
me dürfen wir verweisen. 
Im Ergebnis waren wir zu der Einschätzung gelangt, dass die Planung vorbehaltlich der 
Zustimmung des Wasserwirtschaftsamtes und der unteren Naturschutzbehörde den Erfor-
dernissen der Raumordnung nicht grundsätzlich entgegensteht. 
Der Abstimmung mit diesen Behörden kommt wegen der Lage in einem wassersensiblen 
Bereich und wegen der unmittelbar benachbarten bzw. sich mit dem Planungsgebiet teil-
weise deckenden Schutzgebiete ( SPA Gebiet Ammersee; FFH Gebiet „Ammer vom Alpen-
rand bis zum NSG „Vogelfreistätte Ammersee- Südufer") besondere Bedeutung zu. 
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Eine weitere Voraussetzung für eine positive Bewertung des Vorhabens ist, dass der zu-
sätzliche Verkauf von Kieswerkprodukten und die Annahme von Bauschutt und Aushubma-
terial stets der baulichen Nutzung als Kompostieranlage und Grüngutannahmestelle nach-
geordnet bleiben. 
Diese Vorgabe sowie diverse wasserwirtschaftliche Hinweise wurden über ent- sprechende 
Festsetzungen im Bebauungsplan inzwischen umgesetzt. 
 
Bewertung 
Die Planung ist, bei weiterer enger Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde und 
dem Wasserwirtschaftsamt Weilheim, auch in der Fassung vom 01.12.2017 mit den Erfor-
dernissen der Raumordnung vereinbar.“ 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Zu Planung: 
Die Hinweise zur Planung werden zur Kenntnis genommen. Die Forderung, dass der zusätzli-
che Verkauf von Kieswerkprodukten und die Annahme von Bauschutt und Aushubmaterial stets 
der baulichen Nutzung als Kompostieranlage und Grüngutannahmestelle nachgeordnet bleiben 
muss, kann im Rahmen der erforderlichen Baugenehmigung durch das LRA Weilheim-
Schongau umgesetzt werden. 
 
Zu Beurteilung: 
Der Hinweis, dass die Planung bei weiterer enger Abstimmung mit der unteren Naturschutzbe-
hörde und dem Wasserwirtschaftsamt Weilheim, auch in der Fassung vom 01.12.2017 mit den 
Erfordernissen der Raumordnung vereinbar ist, wird begrüßt. 
 
3.2 Wasserwirtschaftsamt Weilheim, H. Müller, Schr. v. 23.02.2018 
 
Stellungnahme im Wortlaut: 
„Wir haben zu o.g. Bebauungsplan bereits mit Schreiben vom 28.09.17 Stellung genom-
men. Diese halten wir dem Grunde nach aufrecht. Folgende Anmerkungen sind aber noch 
angezeigt: 
Die Festsetzungen zur Lagerung von Materialien werden aus wasserwirtschaftlicher Sicht 
begrüßt. 
Im Planteil zum Bebauungsplan ist immer noch die Rede von „Versickerungsflächen". Wie 
bereits in unser Stellungnahme vom 28.09.2017 erläutert, ist davon auszugehen, dass eine 
Versickerung nicht möglich ist. Dies soll nach Rücksprache mit dem Planer auch im Was-
serrechtsantrag angepasst werden. In den Begründungstext wurden z.T. gesamte Passa-
gen aus unserer Stellungnahme aufgenommen. Inwieweit die Aufnahme dieser Passagen 
für den Bebauungsplan sinnvoll sind, sollte nochmal geprüft werden. Z.B. erscheint dies bei 
den Hinweisen dazu, dass die Gemeinde für die gesicherte Erschließung verantwortlich ist, 
fraglich.“ 
 
Beschlussvorschlag: 
Die im vorangegangenen Verfahren § 4 Abs. 1 BauGB vom WWA Weilheim gegebenen Hin-
weise wurden in die Satzung und in die Begründung aufgenommen.  
Soweit Im Planteil zum Bebauungsplan noch die Rede von „Versickerungsflächen" ist, entfallen 
diese Hinweise zur Versickerung; Ziff. A.7.1 erhält redaktionell noch die Fassung „Wechsel-
feuchte Flächen“. Ebenso entfallen noch die Hinweise, dass die Gemeinde für die gesicherte 
Erschließung verantwortlich ist. 
Ziff. 4.6 der Begründung entfällt deshalb. 
 
3.3  Deutsche Telekom GmbH, Kempten, Fr. Haupt, Schr. v. 12.01.2018 
 
Stellungnahme im Wortlaut: 
„Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin 
und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik 
GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahr-
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zunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend  die 
erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stel-
lung: 
Im Planungsbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen der Deutschen Telekom. 
Deren Bestand und Betrieb müssen weiterhin gewährleistet bleiben. Sollten diese Anlagen 
von den Baumaßnahmen berührt werden, müssen diese gesichert, verändert oder verlegt 
werden, wobei die Aufwendungen der Telekom hierbei so gering wie möglich zu halten 
sind. 
Falls im Planungsbereich Verkehrswege, in denen sich Telekommunikationsanlagen der 
Deutschen Telekom befinden, entwidmet werden, bitten wir gesondert mit uns in Verbin-
dung zu treten. 
Sollten Sie im Rahmen dieses Verfahrens Lagepläne unserer Telekommunikationsanlagen 
benötigen, können diese angefordert werden bei: 
E-Mail:  Planauskunft.Sued@telekom.de  
Fax: +49 391 580213737 
Telefon:    +49 251 788777701 
Die Verlegung neuer Telekommunikationslinien zur Versorgung des Planbereichs mit Tele-
kommunikationsinfrastruktur im und außerhalb  des Plangebiets bleibt einer Prüfung vorbehal-
ten. 
Damit eine koordinierte Erschließung des Gebietes erfolgen kann, sind wir auf Informationen 
über den Ablauf aller Maßnahmen angewiesen. Bitte setzen Sie sich deshalb so früh wie mög-
lich, jedoch mindestens 4 Monate vor Baubeginn, in Verbindung mit: · 
Deutsche Telekom Technik GmbH Technik Niederlassung Süd, PTI 23 Gablinger Straße 2 
D-86368 Gersthofen 
Diese Adresse bitten wir auch für Anschreiben bezüglich Einladungen zu Spartenterminen zu 
verwenden. 
Diese Stellungnahme gilt sinngemäß auch für die 4. Änderung des Flächennutzungsplanes.“ 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Hinweise werden beachtet und noch in die Begründung aufgenommen. 
 
 
3.4 IHK für München und Oberbayern, München, H. Kraus, E-Mail v. 12.02.2018 
 
Stellungnahme im Wortlaut: 
„Unter 8.6 Immissionsschutz wird auf die Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm 
(TA Lärm) Ziff. 6.1 c) verwiesen. Da anzunehmen ist, dass der Verweis auf Kerngebiete, 
Dorf- und Mischgebiete abzielt, muss eine Berichtigung in Form von Ziff. 6.1 d) erfolgen. 
Ortsplanerische oder städtebauliche Einwendungen oder Hemmnisse, die gegen die Aus-
weisung eines Sondergebiets "Kompostieranlage" nach § 11 BauNVO sprächen, sind nach 
wie vor nicht zu erkennen. 
Aus der Sicht der gewerblichen Wirtschaft ist es ausdrücklich zu begrüßen und zu befür-
worten, dass mit diesem Planvorhaben dem Erweiterungsbedarf Hermann Albrecht GmbH 
Rechnung getragen wird. 
Mit den dargelegten Planvorhaben besteht demnach Einverständnis.“ 
 
Beschlussvorschlag: 
Der zustimmende Hinweis der IHK für München und Oberbayern zur Bauleitplanung der Ge-
meinde wird ausdrücklich begrüßt. In der Satzung wird noch in Nr. 8.6 „Immissionsschutz“ statt 
Ziff. 6.1 c) mit ZIff. 6.1 d). 
 
3.5  Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Weilheim i.OB mit Landwirt-
schaftsschule, H. Schäfer, Schr. v. 22.01.2018  
 
Stellungnahme im Wortlaut: 
„Die landwirtschaftliche Nutzung der angrenzenden Flächen darf durch diese Bauleitplanung 
nicht beeinträchtigt werden. Ortsübliche landwirtschaftliche Emissionen sind von den Anwoh-
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nern zu dulden. Die Entwicklung landwirtschaftlicher Betriebe, die nahe zum Planungsgebiet 
liegen, darf nicht eingeschränkt werden.“ 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Hinweis wird noch in die Begründung unter Ziff. 4.6 aufgenommen. 
 
3.6  Bayernwerk, Netzcenter Penzberg, Schr. v. 28.02.2018  
 
Stellungnahme im Wortlaut: 
„In dem von Ihnen überplanten Bereich befinden sich Versorgungseinrichtungen der Bayern-
werk Netz GmbH. 
Gegen das Planungsvorhaben  bestehen keine grundsätzlichen Einwendungen, wenn dadurch 
der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb unserer Anlagen nicht beeinträchtigt werden. 
Wir bedanken uns für die Beteiligung am Verfahren wird stehen Ihnen für Rückfragen jederzeit  
gerne zur Verfügung.“ 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 
 
 
3.7 Staatliches Bauamt Weilheim, H. Dondl, Schr. v. 08.02.2018 
 
Stellungnahme im Wortlaut: 
„Mit dem Anschluss des Baugebietes an die Kreisstraße WM 9 über die im Plan dargestellte Er-
schließungsstraße, besteht grundsätzlich Einverständnis. 
Der Straßenbaulastträger der Kreisstraße WM 9 trägt keinerlei Kosten, die im Zusammenhang 
mit der neuen Anbindung des Bauleitplangebietes an die Kreisstraße WM 9 entstehen. 
Die Kommune übernimmt alle Kosten für bauliche oder sonstige Änderungen im Zusammen-
hang mit der neuen Anbindung (§ 12 Abs. 1 FStrG bzw. Art. 32 Abs. 1 BayStrWG). 
Sie übernimmt auch die Kosten für bauliche oder sonstige Änderungen im Zusammenhang mit 
der neuen Anbindung, die zu einem späteren Zeitpunkt aufgrund verkehrlicher Belange oder für 
die Erschließung notwendig werden (z. B. Fußgängerquerungen). 
Wegen des zu erwartenden hohen Linksabbiegeraufkommens zu der Erschließungsstraße wird 
die Anlege einer Linksabbiegespur erforderlich. Die Kosten sind von der Kommune zu tragen. 
Es besteht Einverständnis, wenn die Linksabbiegespur  entsprechend der Entwicklung der 
verkehrlichen Verhältnisse nachträglich errichtet wird. Die Kostentragungspflicht  der Kommune 
nach § 12 Abs. 1 FStrG bzw. Art. 32 Abs. 1 BayStrWG bleibt hiervon unberührt. Ebenso sind 
der Straßenbauverwaltung die Erneuerungs- und Unterhaltungsmehrkosten gemäß ABBV zu 
ersetzen (Art 32 Abs. 1 BayStrWG i. V. m. Art. 33 Abs. 3 BayStrWG). 
Eine Beteiligung des Straßenbaulasttägers am einzelnen Baugenehmigungsverfahren ist nach 
Rechtsverbindlichkeit des Bebauungsplans nicht erforderlich.  
Soweit unseren Auflagen  entsprochen wurde  und sich die Planung nicht geändert ist die Betei-
ligung des Staatlichen Bauamtes Weilheim (Straßenbau)gemäß § 4 Abs. 1 BauGB nicht erfor-
derlich. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Der Hinweis, dass wegen des zu erwartenden hohen Linksabbiegeraufkommens zu der Er-
schließungsstraße die Anlage einer Linksabbiegespur erforderlich wäre, wird derzeit teilweise 
dadurch umgesetzt, dass das WWA Weilheim, Straßenverkehrsbehörde mit Datum vom 
18.10.2017 per Anordnung verkehrssichernde Maßnahmen verfügt hat. 
Nach Auffassung der Gemeinde wird sich aufgrund der bereits bestehenden Kompostieranlage 
und der geringen Nutzungserweiterung das Anlieferungsaufkommen nicht nennenswert vergrö-
ßern. Derzeit aber ist die Anbindung ohne Kreisstraße in der Staatsstraße ausreichend.  
Der Hinweis, dass Einverständnis damit besteht, wenn die Linksabbiegespur entsprechend der 
Entwicklung der verkehrlichen Verhältnisse ggf. nachträglich errichtet wird, wird begrüßt. 
 
 



   

13 

4.  Anregungen aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
Aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung liegen keine Anregungen vor. 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich.  
 
Beschluss: 
1. Billigungsbeschluss 
 
Der Gemeinderat billigt den auf Grund der vorstehenden Beschlüsse noch redaktionell zu er-
gänzenden Entwurf des Bebauungsplans „Kompostieranlage an der Raistinger Straße“ in 
der Fassung vom 12.07.2017, geändert am 01.12.2017, redak. ergänzt am 15.03.2018 (= Tag 
der GR-Sitzung) und stellt fest, dass die einzelnen öffentlichen und privaten Belange damit ge-
recht gegeneinander und untereinander abgewogen sind.  
 
2.   Satzungsbeschluss 
 
Der Gemeinderat beschließt gem. §§ 2 und 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches  - BauGB- und Art. 
23 der Bayerischen Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern -GO-  den Bebauungsplan 
„Kompostieranlage an der Raistinger Straße“ in der Fassung vom 12.07.2017, geändert am 
01.12.2017, redak. ergänzt am 15.03.2018 (= Tag der GR-Sitzung) einschließlich Festsetzun-
gen, Begründung und Umweltbericht als Satzung. 
 

Abstimmung 
 14 : 0 

 
8. Vollzug der Baugesetze - 5. Änderung des FlNPlanes; Abwägung der Stel-

lungnahmen §§ 3 und 4 Abs. 1 BauGB 
 
Sachverhalt: 
Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen die während der frühzeitigen Beteiligung der 
Träger öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit in der Zeit vom 16.11.2017 bis 20.12.2017 
vorgebracht wurden (§ 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB). 
 
Abwägung zur frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
am Vorentwurf nach § 4 Abs. 1 BauGB 
 
Beteiligungsverfahren 
Die Vorschriften sehen ein zweistufiges Beteiligungsverfahren vor. In einem möglichst 
frühzeitigen Stadium der Planung werden die Stellungnahmen der Öffentlichkeit, der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt 
werden kann, zu den allgemeinen Zielen und Zwecken der Planung eingeholt (§ 3 Abs. 1 und § 
4 Abs. 1 BauGB). 
Im weiteren Planungsverlauf findet eine erneute Beteiligung zum Planentwurf und der 
Begründung statt (§ 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB).  
Das Beteiligungsverfahren hat zum Zweck, eine möglichst vollständige Ermittlung und 
zutreffende Bewertung der öffentlichen Belange zu ermöglichen. 
 
Keine Stellungnahme haben abgegeben:  
Bund Naturschutz in Bayern e. V. 
Deutsche Post AG 
Katholisches Pfarramt St. Laurentius 
Regierung von Oberbayern -Gewerbeaufsicht- 
Amt für Digitalisierung, Breitband, Vermessung 
AWA-Ammersee Wasser- und Abwasserbetriebe gKU 
 
Keine Bedenken oder Anregungen haben abgegeben: 
 
IHK München vom 11.12.2017 
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Bayernwerk vom 08.11.2017 
Gemeinde Raisting vom 14.12.2017 
Vodafone vom 13.12.2017 
Tourismusverband Pfaffenwinkel vom 12.12.2017 
Gemeinde Wielenbach vom 21.11.2017 
Gemeinde Herrsching vom 20.11.2017 
Markt Dießen vom 14.11.2017 
Bayerische Verwaltung der staatlichen Schlösser, Gärten und Seen vom 16.11.2017 
 
 
Bedenken und Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
werden im Folgenden unter (A) behandelt. 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit werden unter (B) behandelt. 
 

(A) Stellungnahmen und Abwägungsvorschläge aus der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB 
 
[Geben Sie ein Zitat aus dem Dokument oder die Zusammenfassung eines interessanten Punktes 
ein. Sie können das Textfeld an einer beliebigen Stelle im Dokument positionieren. Verwenden 
Sie die Registerkarte 'Textfeldtools', wenn Sie das Format des Textfelds 'Textzitat' ändern möch-
ten.] 
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Einwender 1 

Einwender 2 

Einwender 3 
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Beschluss: 
Der Gemeinderat billigt den von der Bürogemeinschaft für Stadtplanung und Ortsentwicklung 
(OPLA) ausgearbeiteten Entwurf zur 5. Flächennutzungsplanänderung in der Fassung vom 
15.03.2018. Die beschlossenen Änderungen sind, soweit nicht bereits aufgenommen, einzuar-
beiten. 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, das Verfahren gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB durch-
zuführen. 

Abstimmung 
 10 : 4 

Der GR beschließt mit 12 : 2 Stimmen, dass GR Spiel an der Beratung und Abstimmung teil-
nehmen darf.  
 
9. Vollzug der Baugesetze - Bebauungsplan "Gut Kerschlach" ; Abwägung 

der Stellungnahmen §§ 3 und 4 Abs. 1 BauGB 
 
Sachverhalt: 
 
Die Beschlussvorlage mit den Abwägungsvorschlägen zu den eingegangen Stellungnahmen ist 
der Anlage zu entnehmen. 
 
Beschluss: 
Billigungsbeschluss 
 
Der Gemeinderat billigt den von der Bürogemeinschaft für Stadtplanung und Ortsentwicklung 
(OPLA) ausgearbeiteten Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 15.03.2018. Die 
beschlossenen Änderungen sind, soweit nicht bereits aufgenommen, einzuarbeiten. 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, das Verfahren gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB durch-
zuführen. 
 

Abstimmung 
 9 : 4 

GR Spiel hat sich aufgrund Art. 49 GO von Beratung und Abstimmung ausgeschlossen. 
 
10. Bekanntgaben, Anträge, Verschiedenes 
 

Einwender 4 

Einwender 5
  

Einwender 6


